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• Die Finanzmärkte reagierten positiv auf die Wahl Susilo Bambang Yudhoyonos (SBY) 
zum neuen indonesischen Präsidenten. 

• Die Verbesserung des Investitionsklimas steht auf seiner Prioritätenliste. Mehr ausländi-
sche Direktinvestitionen sollen zu einem höheren Wachstum und somit zu mehr Ar-
beitsplätzen führen. 

• Aber: Die Notwendigkeit der Erhöhung der staatlichen Investitionen in die materielle 
und personelle Infrastruktur zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze wird durch die 
Krise der öffentlichen Finanzen erschwert. 

• Indonesien befindet sich in der Schuldenfalle. Ein Drittel der Staatseinnahmen wird für 
den Schuldendienst benötigt. Der weitere Abbau des Haushaltsdefizits lässt eine weite-
re Neuverschuldung nicht zu. 

• Die vom neuen Vizepräsidenten,Yusuf Kalla eingeforderte notwendige Steuerreform 
wird nur langfristig zu mehr Steuereinnahmen führen. Nur die Streichung von Subven-
tionen, mit denen vor allem die Benzin- und Strompreise künstlich niedrig gehalten 
werden, könnte für den Staat zusätzliche finanzielle Manövriermasse schaffen. Doch 
sie bergen das Potential für Unruhen.  

• Diese können nur  vermieden werden, wenn es SBY gelingt der Bevölkerung klarzuma-
chen, dass von den bisherigen Subventionen vor allem die Reichen profitierten und die 
gewonnenen Mittel für Arbeitsplatzbeschaffung und Armutsbekämpfung eingesetzt 
werden.  

 
 
Die Wirtschafts- und Sozialpolitik des 
neuen indonesischen Präsidenten: 
Fakten, Hoffnungen und Erwartungen 
 
„Die Finanzmärkte haben auf die Wahl 
Susilo Bambang Yudhoyonos (SBY) positiv 
reagiert. Jetzt kommt es darauf an, das 
Investitionsklima in Indonesien zu verbes-
sern“, so die erste Äußerung von Pre-
mierminister Lee Hsie Loong aus  Singa-
pur, Indonesiens nächstem Nachbarn. Lee 
gab gleichzeitig einer Delegation der in-

donesischen Handelskammer mit auf den 
Weg, dass dies nur erreicht werden kön-
ne, wenn Rechtssicherheit bestehe, Inves-
titionsvorschriften erleichtert werden, der 
Arbeitsmarkt flexibler wird und die Ar-
beitsgesetze arbeitgeberfreundlich ge-
handhabt werden. Singapur ist fünftgröß-
ter ausländischer Investor in Indonesien 
und hat vor allem im Rahmen des indone-
sischen Privatisierungsprogramms in 
jüngster Zeit in die indonesische Tele-
kommunikationsindustrie, den Automo-



 - 2 - 

bilbereich und den Bankensektor inves-
tiert. Ähnlich positive Einschätzungen zur 
Wahl Susilos gab die internationale „Ra-
tingagentur“ Standard & Poor. Sie erwar-
tet von Susilo weitere makroökonomische 
und politische Stabilisierung und die Im-
plementierung weiterer Reformprojekte 
auf der mikroökonomischen Ebene, um 
höhere Wachstumsraten zu erzielen.  
 
 SBYs Hauptziele, die er im Wahlkampf 
immer wieder verkündet hat und die ihm 
vermutlich auch die Unterstützung der 
überwältigenden Mehrheit der Wähler 
eingebracht hat, lauteten: Wiederbele-
bung der Wirtschaft, Bekämpfung der 
Korruption und Schaffung von Arbeitplät-
zen. Diese drei Zielsetzungen sind natür-
lich eng miteinander verknüpft. Korrupti-
on ist ein wesentlicher Kostenfaktor in der 
indonesischen Wirtschaft (invisible costs). 
Die Produkte werden unnötig verteuert 
und sind somit auf den internationalen 
Märkten weniger wettbewerbsfähig. Dar-
über hinaus schreckt Korruption neue 
ausländische Investoren ab. Neue auslän-
dische Direktinvestitionen sind aber not-
wendig, um mehr Wachstum zu generie-
ren. Mehr Wachstum, so Susilo, ist aber 
unabdingbar, um zusätzliche Arbeitsplät-
ze zu schaffen. Die z. Zt. nur durch den 
Boom im Konsumsektor erzielte gesamt-
wirtschaftliche Wachstumsrate von 4 % 
reicht nicht aus, um die Arbeitslosigkeit 
wirksam zu bekämpfen. 
 
Generell wird SBY versuchen ein Investiti-
onsklima zu schaffen, dass gekennzeich-
net ist durch eine stabilere Sicherheitssi-
tuation, eine verbesserte Rechtssicherheit 
sowie einen Rückgang der Korruption. 
Darüber hinaus wird er die bereits unter 
Megawati erfolgreich durchgeführte Poli-
tik der makroökonomischen Stabilisierung 
fortsetzen, die durch eine niedrige Inflati-
onsrate, gesunkene Zinssätze, einen stabi-
len Außenwert der Rupiah sowie den Ab-
bau des Haushaltsdefizits gekennzeichnet 
ist. Garant für diese Politik war bisher Fi-
nanzminister Boediono, der auch im ne u-

en Kabinett vertreten sein könnte. Auch 
ist damit zu rechnen, dass die bereits un-
ter Megawati begonnenen Reformen zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, die im letzten Jahr in 
einem sogenannten Weißbuch niederge-
legt wurden, fortgesetzt werden. Hierzu 
gehören vor allem eine Steuerreform und 
die Reformen im Bereich des Unterne h-
mensrechts und im Finanz- und Banken-
system. Inwieweit die Privatisierungspoli-
tik der Regierung Megawati fortgesetzt 
wird, bleibt abzuwarten. Vermutlich wird 
SBY aber nicht umhinkommen, auch hier 
weiterzumachen, alleine schon, um die 
angestrebte Reduzierung des Haushalts-
defizits nicht zu gefährden. Der bisher 
hierfür zuständige Minister Laksamana 
Sukardi, wird jedoch für den Posten nicht 
in Frage kommen, da er ein enger Ver-
trauter Megawatis ist. 
 
Ein konkretes Regierungsprogramm mit 
einer detaillierten Auflistung von Einzel-
maßnahmen, um die erhoffte ökonom i-
sche Wiederbelebung zu erreichen, liegt 
noch nicht vor. Der neue Präsident und 
sein Stellvertreter, der reiche Geschäfts-
mann Yusuf Kalla, haben jedoch ange-
kündigt ein National Economic Council 
(NEC) zu gründen. Die Frage wird sein, ob 
es sich um ein Gremium handeln wird, 
das, gebildet aus Wirtschaftsexperten, 
den Präsidenten und seine Regierung le-
diglich in Fragen der Wirtschaftspolitik 
berät oder ob es ähnlich wie das ameri-
kanische NEC auch Management- und 
Koordinierungsaufgaben für den Präsi-
denten im Bereich der Wirtschaftspolitik 
übernimmt. Konflikte mit dem ebenfalls 
wieder vorgesehenen Koordinierungsmi-
nister für Wirtschaft sind dann wohl vor-
programmiert. Darüber hinaus soll das 
Industrie- und Handelsministerium in zwei 
separate Ministerien aufgeteilt werde n. 
Grund hierfür ist, dass die Hauptexport-
produkte Indonesiens Rohstoffe wie Holz, 
Kohle, Gold, Kupfer, Erdöl und Erdgas 
sind und nicht industrielle Produkte.  
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Auch wie die Schaffung von Arbeitsplät-
zen konkret erfolgen soll, ist noch nicht 
bekannt. Fakt ist aber, dass 38 Millionen 
der 220 Millionen starken Bevölkerung 
mit weniger als 1 US $ pro Tag leben und 
weitere 95 Millionen von weniger als 2 US 
$ am Tag. Aber nicht nur die Bese itigung 
der Einkommensarmut stellt ein großes 
Problem für die neue Regierung dar, son-
dern auch andere Bereiche, die wichtig 
für den sozialen Zusammenhalt sind wie 
Bildungssystem und Gesundheitsversor-
gung, wurden durch die Asienkrise stark 
getroffen und gelten als sehr vernachläs-
sigt. Weitere Fakten sind: 41 Mio. der 
rund 100 Mio. zählenden Erwerbsbevöl-
kerung sind arbeitslos oder chronisch un-
terbeschäftigt. Jährlich strömen auf 
Grund des Bevölkerungswachstums 2, 5 
Millionen neue Menschen auf den Ar-
beitsmarkt. Durch das Auslaufen des 
Welttextilabkommens und der Abschaf-
fung des damit verbundenen Quotensys-
tems Ende 2004 stehen Hunderttausende 
von Arbeitsplätzen der Textil- und Beklei-
dungsindustrie auf dem Spiel. Um diese 
Probleme zu lösen, wird es vermutlich 
nicht ausreichen, lediglich die Rahmenbe-
dingungen und das Investitionsklima zu 
verbessern und abzuwarten, bis genug 
Wirtschaftswachstum die erforderlichen 
Arbeitsplätze schafft.  
 
Konkret bedeutet dies natürlich, dass die 
neue Regierung aktiver in den Wirt-
schaftskreislauf eingreifen müsste. Neben 
einer aktiven Arbeitsmarkt- und Industrie-
politik - alleine für die Umstrukturierung 
der Textil- und Bekleidungsindustrie wer-
den 500 Mio. US $ benötigt - wäre vor 
allem die Erhöhung der staatlichen Inves-
titionen in die materielle und personelle 
Infrastruktur notwendig. Ob ein solcher 
Paradigmenwechsel unter dem neuen 
Präsidenten erfolgt, ist fraglich. Zwar hat 
der neue Vizepräsident Kalla in einem In-
terview von der Priorität der Erneuerung 
der Infrastruktur gesprochen, doch offen-
gelassen, ob dies durch staatliche Investi-
tionen oder private Investoren erfolgen 

soll. Erst kürzlich wurde noch vom alten 
Parlament ein Gesetz verabschiedet, das 
den weiteren Ausbau des Fernstraßennet-
zes durch private Investoren erleichtern 
soll. 
 
 Darüber hinaus kann ein Staat nur aktiv 
durch fiskalische Maßnahmen in die Wirt-
schaftspolitik eingreifen, wenn er über die 
notwendigen finanziellen Mittel verfügt. 
Indonesien befindet sich aber in der 
Schuldenfalle. Nach wie vor schuldet In-
donesien dem Ausland ca. 70 Mrd. US $. 
Die inländischen Schulden des indonesi-
schen Staates belaufen sich auf 72 Mrd. 
US $. Zwar wurde die Verschuldung nach 
der Asienkrise von über 100 % des Sozi-
alprodukts auf 70 % gedrückt, aber dies 
bedeutet auch, dass ca. ein Drittel der 
Staatseinnahmen für den Schuldendienst 
verwendet werden müssen. Durch die 
Aufkündigung des Abkommens mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
letzten Jahres sind in Zukunft keine Um-
schuldungen mehr möglich und in den 
nächsten fünf Jahren wird die Schulden-
dienstrate durch dann fällig werdende 
Schuldverschreibungen noch weiter an-
steigen.  
 
Es bleibt abzuwarten, ob bei den im No-
vember stattfindenden Gesprächen mit 
der Consultative Group of Indonesia 
(CGI), in der die wichtigsten Geberländer 
und internationalen Finanzinstitutionen 
für Entwicklungshilfeprojekte zusammen-
gefasst sind, herauskommen wird, dass 
von der CGI mehr finanzielle Mittel für 
Infrastrukturprojekte zur Verfügung ge-
stellt werden. Es ist jedoch fraglich, ob 
dies von indonesischer Seite überhaupt 
gewollt ist und ob die Geberländer dazu 
bereit sind. 
 
Falls eine Erhöhung der Neuverschuldung 
nicht in Frage kommt, bleibt für eine Fi-
nanzierung von arbeitsintensiven Infra-
strukturprojekten nur die Erhöhung der 
Steuereinnahmen und/oder die Umschich-
tung von Ausgaben z. B. durch Kürzung 
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von Subventionen. Yusuf Kalla hatte im 
Wahlkampf wiederholt auf die Notwen-
digkeit der Durchführung einer Steuerre-
form verwiesen und die Erhöhung der 
Effizienz der Finanzverwaltung bei der 
Steuereintreibung eingefordert. Es ist zu 
erwarten, dass die neue Administration 
dies im Gegensatz zur alten Regierung 
energischer angehen wird. Ob jedoch 
kurzfristig dadurch Einnahmeerhöhungen 
möglich sind, ist fraglich in einem Land, in 
dem nur 2 % der Bevölkerung Steuern 
zahlen.  
 
Bleibt die Streichung von Subventionen. 
Die Erhöhung der Ölpreise in den letzten 
Tagen auf über 50 US $ pro Fass, hat In-
donesien große Budgetprobleme bereitet. 
Zwar ist Indonesien ein erdölproduzieren-
des Land und profitiert zunächst von der 
Ölpreiserhöhung durch höhere Einnah-
men aus den Lizenzgebühren, welche die 
Erdölproduzenten an den Staat abführen 
müssen. Unter Berücksichtigung aller aus 
Erdöl hergestellter Produkte ist Indonesien 
aber ein Nettoimporteur von Öl, d. h. ca. 
30 % des Bedarfs wird durch importiertes 
Öl gedeckt. Darüber hinaus werden die 
Kerosin-, Diesel-, Benzin- und Kraftstoff-
preise vom Staat durch die Zahlung von 
Subventionen künstlich niedrig gehalten. 
Dies führt wiederum zu niedrigeren 
Transport- und Strompreisen. Von dieser 
Politik profitieren vor allem reichere Be-
völkerungsschichten wie Autobesitzer und 
Haushalte, die viele Elektrogeräte benut-
zen sowie die Industrie. Weiter führt die 
Subventionierung zur Energieverschwen-
dung im konsumtiven und industriellen 
Bereich und fördert Energiediebstahl und 
Schmuggel. Eine Erhöhung der Ölpreise 
führt somit automatisch zu einem Anstieg 
der staatlichen Subventionen, falls man 
die Benzin- und Strompreise konstant ha l-
ten will.  
 
Ursprünglich war vorgesehen, in diesem 
Jahr ca. 1,3 Mrd. US $ an Subventionen 
für Benzin etc. auszugeben. Hierbei lag 
ein Ölpreis von 22 US $ pro Fass zugrun-

de. Auf Grund des Ölpreisanstiegs wurde 
noch von der alten Regierung und dem 
alten Parlament auf der Basis eines durch-
schnittlichen Ölpreises von 36,- US $ pro 
Fass eine Erhöhung der Subventionen auf 
5,3 Mrd. US $ für das Haushaltsjahr 2004 
beschlossen. Hierbei ging man still-
schweigend davon aus, dass eine Benzin-
preiserhöhung ab November 2004 kom-
men würde. Die für 2005 budgetierten 
Subventionszahlungen sind ebenfalls 
nicht realistisch. Sie beruhen auf einem 
durchschnittlichen Ölpreis von 24 US $ 
pro Fass. Behält man diese Subventions-
politik bei, so bleibt beim anhaltend ho-
hen Ölpreis kein Spielraum für staatliche 
Investitionen. 
 
SBY hat mittlerweile gesagt, dass er vor 
unpopulären Maßnahmen nicht zurüc k-
schrecken werde und die Möglichkeit 
nicht ausschließt, die Benzinsubventionen 
zu kürzen, falls der Ölpreis weiterhin hoch 
bleibe. Er möchte lieber eine gezielte Sub-
ventionspolitik betreiben, die vor allem 
die arme Bevölkerung entlasten soll. Dies 
würde bedeuten, dass zwar die Benzin- 
und Dieselpreise steigen werden, die Prei-
se für Kerosin, das die arme Bevölkerung 
als Brennstoff benutzt, aber nicht. Dar-
über hinaus will er auch einen neuen 
Budgetentwurf für 2005 einbringen, der 
auf realistischeren Daten beruht. Die Er-
höhung der Energiepreise, vor allem von 
Benzin, hatte 1998 auf dem Höhepunkt 
der Asienkrise zu massiven Unruhen unter 
der Bevölkerung geführt und wesentlich 
zum Sturz des Diktators Soeharto beige-
tragen. Ob es erneut zu Unruhen kom-
men wird, wird im wesentlichen davon 
abhängen, ob es SBY gelingt, der Bevöl-
kerung klarzumachen, dass durch die bis-
herige Subventionspolitik vor allem die 
Besserverdienenden profitierten und ob 
die durch die Subventionskürzung frei-
werdenden Mittel für arbeitsplatzschaf-
fende Maßnahmen und zur Armutsbe-
kämpfung eingesetzt werden. 
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Es wird auch damit gerechnet, dass SBY 
versuchen wird, den landwirtschaftlichen 
Sektor wieder zu stärken. Nach wie vor ist 
Indonesien ein Land, das stark von der 
Landwirtschaft geprägt ist. Fast 45 % der 
Erwerbstätigen arbeiten in dem Sektor, 
aber erwirtschaften nur 20 % des Sozial-
produkts. In den letzten Jahren ist Indo-
nesien mehr und mehr abhängig gewor-
den von landwirtschaftlichen Importen. 
Früher Selbstversorger, müssen nun Zu-
cker, Reis, Sojabohnen, Mais und andere 
landwirtschaftliche Produkte importiert 
werden. Das Interesse SBYs für die Land-
wirtschaft zeigt sich u. a. darin, dass er 
erst kürzlich mit einer Dissertation zum 
Zusammenhang zwischen ländlicher Ent-
wicklung und staatlicher Fiskalpolitik sei-
nen Doktortitel von der landwirtschaftli-
chen Fakultät der Universität Bogor erhal-
ten hat. SBY weiß, dass durch die Ent-
wicklung des landwirtschaftlichen Sektors 
z.B. durch Ausdehnung der Plantage n-
wirtschaft, der Fischerei und des Agrar-
tourismus zahlreiche Arbeitsplätze ge-
schaffen werden können. 
 
Was ist im Bereich Arbeit und Soziales zu 
erwarten? SBY wird auch unter Berüc k-
sichtigung der Machtverhältnisse im Par-
lament nicht anderes übrigbleiben, als die 
unter den Regierungen Wahid und Me-
gawati zustande gekommenen Arbeits- 
und Sozialgesetze zu implementieren, um 
nicht wieder zusätzliche Rechtsunsicher-

heit hervorzurufen. Dabei wird ihm unter 
dem Gesichtspunkt der Verbesserung des 
Investitionsklimas entgegenkommen, dass 
die neuen Gesetze weniger Schutzfunkti-
onen für Arbeitnehmer haben als die al-
ten. Die Akzeptanz der sich in den neuen 
Gesetzen widerspiegelnden demokrati-
schen Aspekte wie Gewerkschaftsfreiheit 
und Tarifvertragsrecht sowie die Lösung 
von Streitigkeiten durch die Errichtung 
unabhängiger Arbeitsgerichte, fällt für 
einen ehemaligen Militär vielleicht schwe-
rer, wenn man sich an die Zeiten erinnert, 
als industrielle Konflikte vom Militär oder 
der Polizei gewaltsam gelöst wurden. Es 
wird darüber hinaus mit der Ernennung 
eines arbeitgeberfreundlichen Ministers 
für Arbeit (Manpower) gerechnet, der das 
Investitionsklima weiter verbessern soll. Zu 
diesem Fazit kommt man nach einer ers-
ten Vorstellungsrunde potentieller Kandi-
daten. Die Zeiten unter Megawati, als der 
Arbeitsminister noch aus dem Gewerk-
schaftslager kam, scheinen nun endgültig 
der Vergangenheit anzugehören.  
 
 Die Umsetzung des in den letzten Tagen 
der Regierung Megawati noch vom Par-
lament verabschiedeten Gesetzes zur so-
zialen Sicherheit aller Indonesier dürfte 
auch ein Anliegen SBYs sein, könnte die-
ses Gesetz, trotz noch vieler offener und 
ungeklärter Fragen, ein effizientes Instru-
ment zur Armutsbekämpfung werden.  
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